
Die sogenannte 
 Reform soll eine 
 Tyrannei der Mehrheit 
etablieren. Die Ironie 
der Geschichte ging 
wohl an keinem  
spurlos vorüber

Proteste gegen die Justizreform in Tel Aviv
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Die hoffnungsvolle Hoffnungslosigkeit
Israel im Frühjahr 2023

NATAN SZNAIDER

I n Israel herrscht seit Wochen ein 
Bürgerkrieg. Ziel der demokratisch 
gewählten Regierung ist ein Re
gimewechsel, von einer formalen 

fragilen Demokratie zu einem religiös 
untermauerten illiberalen Staat. Die Re
gierung, die das Land seit Ende Dezem
ber regiert, ist eine Koalition aus vier 
Parteien, ein Konglomerat aus rechts
populistischen, rechtsex tremen und 
 orthodoxen Parteien. Sie haben eine 
knappe Mehrheit von 64 Sitzen der 
120  Parlamentarier errungen. Seit Be
ginn der Legislaturperiode sind diese 
vier Parteien mit nichts anderem be
schäftigt, als die israelische Jurisdikti
on zu »reformieren«, wie sie es ausdrü
cken. Es geht aber in erster Linie darum, 
das Oberste Gericht zu entmachten, es 
der Regierung unterzuordnen, die ge
richtliche Rechtskontrolle über die Er
lassung von Gesetzen abzuschaffen und 
die obersten Richter durch die Regie
rung selbst zu ernennen. Dahinter ver
birgt sich mehr, als nur das Gerichts
wesen zu reformieren. Es geht auch um 
mehr, als den Regierungschef Benjamin 
Netanjahu zu schützen, der sich wegen 
Korruption verantworten muss. Es geht 
 darum, eine nicht liberale, undemokra
tische, klerikale Weltanschauung im 
Land per  Gesetz zu  institutionalisieren, 
ohne dass diese Gesetze in irgendeiner 

Form kontrolliert werden können. Die 
Gewinner der Wahlen machen keinen 
Hehl aus ihrer Absicht. Sie wollen die 
Gewaltenteilung abschaffen, die Medien 
unter ihre Kontrolle bringen, Kultur und 
Wissenschaft ihren Ansichten unterwer
fen und auch die seit 1967 besetzten Ge
biete  annektieren. Sie  planen eine Mi
schung aus Populismus und Gottesstaat. 
All das wird mit dem Gewinn der Wah
len legitimiert. Die Mehrheit hat recht.

Für diejenigen, die nun in Israel trium
phieren, macht formale Demokratie we
nig Sinn. Es geht ihnen eher darum, ihre 
Weltbeschreibungen brachial durchzu
setzen. Es geht ihnen um den perma
nenten Ausnahmezustand, und  deshalb 
ist die Aussetzung des Rechtsstaates 
ein offen erklärtes Ziel. Diese Ausset
zung des Rechts wurde jenseits der Grü
nen Linie in den 1967  eroberten Gebie
ten schon zum Normalzustand. Das 
gilt besonders für den wohl wichtigs
ten Partner in der Koalition, der Par
tei des »Religiösen  Zionismus«, eine 

 Zusammenfindung von jüdischen Fun
damentalisten, Homophoben und Ras
sisten, die die Diskriminierung von 
Menschen, die nicht so wie sie sind, 
auf ihre Fahnen schrieben. Und die 
Eiferer der Partei des »Religiösen Zi
onismus« sehen ihre Zeit gekommen. 
Bis vor Kurzem waren sie in der poli
tischen Landschaft Israels eine margi
nale Erscheinung, die vor allen Dingen 
in den  besetzten Gebieten ihre Anhän
ger hatte. Nun haben sie es bei den letz
ten Wahlen in den israelischen Main
stream geschafft, mehr als zehn  Prozent 
der Wählerinnen und Wähler mobilisie
ren können. Sie triumphierten mit einer 
 Politik der Angst, mit der man immer 
und überall gewinnen kann. Sie haben 
nun sowohl das Ministerium für Nati
onale Sicherheit als auch das Finanz
ministerium inne. Damit führen sie 
auch die beiden orthodoxen Parteien 
in der Regierung vor. Diese waren ei
gentlich bisher nur daran interessiert, 
ihre kulturelle Autonomie zu bewahren 
und eine Politik für die Interessen ih
rer  Gemeinschaften zu verfolgen. Nun 
müssen sie der hyperaktiven rechtsra
dikalen Partei hinterherlaufen, die eine 
größere Agenda hat, nämlich Israel von 
den besetzten Gebieten aus zu regieren. 
Die Stadt Tel Aviv ist dieser Partei ein 
Gräuel und Teufelswerk,  hedonistisch, 
 kapitalistisch, queer und nicht jüdischer 
Kunst, Kultur und Wissenschaft ver
pflichtet, steht Tel Aviv für das, was sie 
im Prinzip abschaffen wollen. 

Aber nicht nur das ist der Grund, wa
rum seit Januar 2023 jeden Samstag
abend Hundertausende Menschen auf 
die Straße gehen. Sie verteidigen ihre 
Lebenswelten, und sie schwingen die 
israelische Flagge. Es ist ein Aufstand 
derjenigen, die die Wahl verloren haben, 
Patrioten, die zur israelischen Mittel 
und Oberschicht, zu den Eliteeinhei
ten, zu den tragenden Säulen der Wirt
schaft, Kultur und Armee gehören. Sie 
kämpfen gegen die von ihnen empfun
dene Verletzung des Sozialvertrags, der 
in Israel lange herrschte. Dieser Vertrag 
versprach die Existenz eines liberalen 
Israels neben der Besatzung, das Ver
sprechen, dass es immer wirtschaftlich 
bergauf gehen wird, da neben der Exis
tenz einer hyperkapitalistischen Gesell
schaft auch vorkapitalistische Struk
turen existieren, die vom Staat mitge
tragen werden. Dazu gehören auch die 
Institutionen der Orthodoxen. Dieser 
Vertrag versprach also die Aufrechter
haltung orthodoxer vormoderner Ge
meinschaften inmitten postmoderner 
gesellschaftlicher Strukturen. Es war 
der Vertrag, der Israel als sowohl jü
disch als auch demokratisch versteht. 
Es geht also um so viel mehr als um den 
Umbau der Jurisdiktion, die versuchte 
Abschaffung der Gewaltenteilung und 
die Aushebelung des Obersten Gerichts. 
Das liberale Israel sieht diese unabhän
gige Jurisdiktion als Garant ihrer Le
bensauffassung. Viele liberale Israelis 
haben die Ungleichheit innerhalb der 
Gesellschaften in Israel zwischen den 
verschiedenen Gruppen akzeptiert, so
lange sie ihr individuell gewähltes Le
ben haben führen können. Und sie wa
ren bereit, für dieses Land zu kämpfen. 

Das liberale Milieu Israels will sich 
diesen von ihnen empfundenen Über
gang in der Politik von einer Demokra
tie zu einer religiösen und rassistischen 
Diktatur nicht gefallen lassen. Es geht 
um mehr als um einen wahrgenomme
nen Kulturkampf. Konservative staats
tragende Menschen sind auf der Stra
ße, die Eliteeinheiten des Militärs den
ken laut darüber nach, ob sie nicht den 
Dienst verweigern sollen.  Mobile High
techunternehmen planen, ihre Geschäf
te ins Ausland zu verlegen. Der Chef 
der Zentralbank erhebt seine warnende 
Stimme. Ehemalige Generäle und Ge
heimdienstler warnen vor dem Verlust 
der Wehrhaftigkeit des Landes. Dann 
warnte sogar der Verteidigungsminis
ter Joav Galant vor dem Verlust der is
raelischen militärischen Standhaftig
keit. Die Reaktion Netanjahus war, ihn 
zu entlassen. Es ist die staatstragen
de Elite, die einen zivilen Gegenputsch 
gegen die staatszersetzenden Kräfte 
der Rechtsextremen organisiert. Und 
die Feinde Israels hören auch sehr auf
merksam zu, wenn viele Menschen in 
Israel nicht mehr bereit sind, ein Land 
verteidigen zu wollen, das keine Demo
kratie mehr ist. Die Pläne dieses neuen 
Regimes sind daher auch für die exis
tenzielle und wirtschaftliche Sicherheit 
Israels gefährlich. 

Der amtierende Premierminister Ne
tanjahu war über Jahrzehnte das  Symbol 
des fragilen Staatsvertrags. Beliebt als 
Volkstribun von der einen Seite, wurde 

er gerade deshalb auch von der anderen 
Seite verachtet. Aber er konnte immer 
wieder die Mehrheit der Wählerinnen 
und Wähler auf sich vereinen, auch weil 
er allen Seiten versprach, den Vertrag, 
dass man sowohl jüdisch als auch de
mokratisch sein kann, einzuhalten. Das 
war die Stärke Netanjahus, aber es war 
auch die ideelle und materielle Grundla
ge des Gesellschaftsvertrages zwischen 
den Menschen in Israel. Es war der Preis, 
den man als Jude für die Freiheit zu be
zahlen bereit war. Und auch die nicht jü
dische Bevölkerung konnte von diesem 
Gesellschaftsvertrag profitieren. 

Nun scheint es so zu sein, dass Ne
tanjahu die Kontrolle über die Aktionis
ten in seinem eigenen Lager verloren 
hat. Sogar der amerikanische Botschaf
ter Israels riet ihm, die Bremse zu zie
hen. Aber es scheint, dass er nicht mehr 
am Steuer sitzt, sich kaum noch in die 
Öffentlichkeit wagt. Das Image des al
les kontrollierenden Staatsmannes geht 
ihm tagtäglich verloren. Ein Staatsbe
such in den USA ist im Moment nicht 
angesagt. Netanjahu traf am 15. März 
bei seinem kurzen Staatsbesuch in Ber
lin Olaf Scholz. Die deutsche Vergan
genheit, die existenzielle Bedrohung 
Israels, all das schwebt immer über den 
Treffen von israelischen und deutschen 
Regierungschefs, die auch immer von 
den Millionen von deutschen Nazis er
mordeten Jüdinnen und Juden beglei
tet werden. Kein deutschisraelisches 
Treffen ohne die Schatten der Vergan
genheit und der gemeinsamen histori
schen Verstrickung. Es ging bei diesem 
Treffen aber nicht um die Themen Iran 
und Russland und die gegenseitige Ver
trauensbasis der Sicherheit als Staats
räson. Es ging um die Zukunft der isra
elischen Demokratie. Netanjahu recht
fertigte sich vor Scholz und versuchte 
zu beruhigen: Die Justizreform verstär
ke die Demokratie, schaffe eigentlich 
mehr Demokratie für das Land, sei gut 
für uns und die Welt.

Alle in Israel, sowohl die Befürworter 
als auch die Gegner des Regimewech
sels in Israel, wissen, dass das nicht 
wahr ist. Die sogenannte Reform soll 
eine Tyrannei der Mehrheit etablieren. 
Die Ironie der Geschichte ging wohl an 
keinem der Beteiligten spurlos vorü
ber. Ein deutscher Regierungschef er
mahnt dem israelischen Premiermi
nister, dass die Demokratie in seinem 
Land in Gefahr ist, während draußen 
vor dem Brandenburger Tor Israelis in 
Berlin sich mit den Demonstranten in 
Israel solidarisieren. Der Kampf um Is
raels Demokratie ist aber keine innen
politische Angelegenheit Israels. Es ist 
ein globaler Kampf der liberalen Demo
kratien gegen die unterirdischen auto
kratischen Ströme, die die Demokratien 
selbst erzeugen. Noch ist die Hoffnung 
da, dass es dazu nicht zu spät ist. Bei 
Redaktionsschluss hat Netanjahu ver
kündet, dass die geplante »Reform« für 
einen Monat ausgesetzt wird, um mit 
der Opposition zu beraten. Was genau 
passieren wird, ist nicht abzusehen.
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